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Stadt and Land.

Sechster Jahrgang.

Sonnabend, 24 . Juni . ^ 848 . ./U Ä1.

Die Einberufung des ersten Landtages.

Zn der ersten Sitzung der bereichenden Männer
erklärte die landesherrlicheCommission: „die Gegen¬
wart erleichtert aber auch die Lösung unserer Auf¬
gabe, indem sie die Ansichten einigt über das, was
Nvth thut, indem sic dringend mahnt , den
Bau zu fördern , unter dessen schirmendem
Dache auch unser engeres Vaterland den
Stürmen zu widerstehen hoffen mag, welche
in nächster Zukunft schon hercinbrechen
können ." Und in der Anlage I. heißt es: ,/Es soll
eine Commission Unberufen werden, welche die Auf¬
gabe erhalten wird, den Entwurf einer cvnstitutio-
nellen Verfassung für das Großherzogthum auszu-
arbcitcn und ihr Geschäft dergestalt zu fördern, daß
binnen zwei Monaten von dem Zeitpuncte
an , wo die Arbeiten der vorberathenden
Versammlung ihr Ende erreicht haben wer¬
den , die Abgeordneten zum ersten Landtage
zusammentreten kön nen ".

Die Bcrathungen der Vierunddreißigersind am
13. Mai beendigt worden; spätestens am 13. Juli
müssen die Abgeordneten des ersten Landtages zu-
sammentrctcn, also nach Verlauf von etwa drittehalb
Wochen. Sicherem Vernehmen nach ist auch die
Commission zur Ausarbeitung eines Vcrfassungsent-
wurfs dem Schlüsse ihrer Arbeit sehr nahe. Aber
noch immer ist das Wahlgesetz  nicht erschienen.

Daß dies aber bald erscheine, ist von der höchsten

Wichtigkeit. Sollen die Wahlen nicht dem Zufalle
überlassen bleiben, sollen sie wirklich aus dem Willen
des Landes hervorgehcn, so bedarf es der Zeit und
der Ueberlegung. Schon die zu erwartenden Dop¬
pelwahlen machen cs nothwendig, daß die Wahlen
nicht unmittelbar vor die Eröffnung des Landtages
fallen. Aber es ist auch nothwendig, daß die zu
einem WahlbezirkeVerbundenen mündlich und schrift¬
lich sich einigermaßen über die etwaigen Kandidaten
vereinigen und diese selbst befragen können; den
Candidaten aber Raum gegeben werde, sich mündlich
oder schriftlich auszusprechcn. Das sind keine Wahl¬
umtriebe; in allen constitutionellen Staaten, wie
vielmehr also in den neugcbornen, wo cs der nach
ihrer politischen Gesinnung und Fähigkeit bekannten
Männer so wenige giebt, ist cs nothwendig befun¬
den, für die Wahlen die Zeit nicht allzu knapp zu-
zumesscn. Vor Erscheinen des Wahlgesetzes aber
können zu den Wahlen nicht wohl Vorbereitungen
getroffen werden, weil die Wahlbezirke noch unbe¬
kannt sind.

Zudem aber ist es im höchsten Grade wünschens-
werth, daß der Zusammentritt des ersten Landtages
nicht auf den äußersten Termin hinausgeschoben
werde. Die Gegenwart, die am 27. April so drin¬
gend mahnte, den schirmenden Bau der Verfassung
zu fördern, mahnt heute noch viel dringender. Schein¬
bar freilich ist es ruhiger geworden. Aber cs ist eitle
Täuschung, zu meinen, daß die Bewegung in sich
selbst ihren Stillstand finde. So verhält es sich
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nicht mit geistigen Bewegungen : sie mögen für den
Augenblick ermüden ; aber dieser Ruhe der Ermüdung
traut Niemand , der von dem Volksleben einige Ein¬
sicht hat . Der in Frankfurt bevorstehende Kampf
um die Ccntralgcwalt wird alle Parteien und alle
Kräfte in Bewegung setzen, und das ganze deutsche
Volk in Mitleidenschaft ziehen . Auch unser Land
wird den Erschütterungen sich nicht entziehen können.
Und womit begegnen wir diesen ? Mit einer immer¬
hin gutgesinnten , aber rath - und kraftlosen Regierung,
mit einem braven , aber unorganisirten Volke . Sol¬
chen Stürmen widersteht man aber nur mit einer
kräftigen , von den Ständen getragenen Regierung,
mit einem in seinen Ständen zu Rath und That
gerüsteten Volke . Man sage nicht , unsere Stände
müßten warten , bis in Frankfurt das Neichsgcsetz
berathen sei. Das steht noch im weiten Felde ; un-
terdeß kann der innere und äußere Friede so gestört
werden , daß ein möglichst gekräftigtcr Zustand der
einzelnen Staaten allein vom Untergänge rettet.
Unser erster Landtag wird nicht blos ein constitui-
render bleiben ; hat doch die Regierung selbst schon
die Lösung finanzieller Fragen für ihn in Aussicht
genommen . Nicht gut wäre cs , wenn der Landtag
mit dieser sogleich seinen Anfang nehmen müßte.
Er müßte es aber , wenn die Lage so dringend ge¬
worden wäre , daß augenblickliche Hülfe sich noth-
wendig zeigte . Der Krieg mit Dänemark kann jeden
Augenblick ein skandinavisch - russischer werden : die
größte Staatsweisheit kann dies weder hindern noch
das Gegentheil mit Sicherheit vorausschen . Dann
braucht es Geld und Truppen , und ausgedehnte
Volksbewaffnung.  Diese aber , schon jetzt bei
der Entblößung des Landes von Truppen an meh¬
reren der Gefahr ausgcsetztcn Orten des Landes als
nothwcndig gefühlt , erfordert Zeit und Geld.

Aber auch für den inner » Frieden droht Gefahr.
Der PulSschlag der jetzigen Bewegung liegt in der
Noth der arbeitenden Elasten . Diese ruft immer von
Neuein thcils unwillkürliche , theils von der Eigen¬
sucht aufgcstachclte Unruhen in immer weitern Kreisen
hervor . Unser Land , daS bezweifelt freilich Niemand,
hat von allen deutschen Staaten dergleichen am we¬
nigsten zu befürchten . Aber sich darüber völliger
Sorglosigkeit zu überlassen , heißt die Dinge doch gar
zu optimistisch ansehcn , heißt von der ansteckenden

Natur solcher Bewegungen keinen Begriff haben.
Solchen Unruhen begegnet man nun ebenfalls nicht
mit bloßem Zusehen und Vertröstungen , sondern mit
belebenden und der Noth abhclfcnden Gesetzen . Aber
ohne Stände ist die Regierung wie der Einzelne zu
ohnmächtiger Thatcnlosigkeit verdammt . Eine Ein¬
kommensteuer , die alle anderen Abgaben möglichst
beseitigt und den Arbeiter , wo möglich , nur zu den
unumgänglich nothwendigen indireeten Steuern hin¬
zuzieht , tritt immer mehr als unabweisbares , schleu¬
nigst zu befriedigendes Bedürfniß hervor . Aber solche
Gesetze erfordern Zeit zur Bcrathung und Ausführung
im Ganzen und im Einzelnen.

Also so bald als möglich die Stände cinbcrufcn,
und darum so bald als möglich das Wahlgesetz ver¬
öffentlicht . Die täglich sich erneuenden furchtbaren
Stürze , die täglich mögliche » , fast unentrinnbaren
Zuckungen und Verwickelungen nach Außen und im
Innern , der drohende Kampf in der Rcichsversamm-
lung , dessen Folgen unabsehbar sind , fordern mit
lauter Stimme , daß die Einzelnen und der einzelne
Staat nicht unthätig die Hände in den Schvvß
legen . Wir verlangen die schleunige Einberufung
der Stände nicht , um der höchsten deutschen Behörde
separatistische Hindernisse in den Weg zu legen ; wir
verlangen sie, um an unserem Theile das Werk der
nationalen Einheit und Freiheit zu fördern . DaS
Reichsparlament ist mächtig , wenn die Glieder deö
deutschen Volkes zu raschem und willigem Gehorsam
organisirt sind ; ohne das ist cs eine in den Wind
redende Versammlung von MO Männern . Unsere
Regierung aber kann diesen Gehorsam beim besten
Willen nicht leisten ; ihr fehlen die Mittel und , ob
mit Recht oder Unrecht , daS Vertrauen des Landes.
Erst in der Ständeversannnlung kann sie entweder
dies Vertrauen wiedergewinncn oder andern Män¬
nern Platz machen . Vor der Einberufung der Stände
ist sie, weil ohne Vertrauen des Landes , ohnmächtig;
kann aber auch nicht abtreten , che sic ihre Schlacht
auf dem Landtage verloren hat , weil die neuen
Männer erst in und durch die Stände gefunden
werden können.

Wir schließen — mit wenig Hoffnung , daß diese
Rede fruchten werde . Bedenken wir , wie überall
von oben her fast immer nur auf einen Stoß von
außen gehandelt , und darum so oft eilfertig und
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hastig gehandelt ist, so fällt nnS der alte Spruch ein:
Euos ftons vult pvrelilos, cko.moiilo.z (ueit. Die alte
Lust, die Anzahl der vielen deutschen Staaten zu
vermindern, äußert sich in immer mehr und einfluß¬
reicheren Stimmen. Oldenburg ist klein genug, um
auch auf die Liste der ausgestrichcnen gesetzt zu wer¬
den. Dagegen gicbt es nur Ein Mittel : kräftigste
und innigste Einheit von Fürst und Volk, und groß¬
artige Hingebung an die nationalen Interessen. Die
gegenwärtigenAugenblicke sind von unwiederbring¬
lichem, unschätzbarem Werthe.

Ei » Paar Noten zum Texte der öffentlichen
Verhandlungen des Generalpredigervereins.

1. „lieber das Verhältnis; dcr Kirche zum Staate" , so
lautete die erste Ankündigung dieser Verhandlungen. Man
durfte demnach eine umfassende und gründliche Besprechung
dieser großen Zeitfragc erwarten, eine Fortsetzung und Er¬
gänzung dessen, was schon in den bcrathcndcu Ständen über
dieses interessante Thema vorgckommcn war. Diese Erwartung
wurde getäuscht, vermuthlich in Folge dcr vertrauliche» Vor-
bcrathung am 14., bei dcr cS sehr bunt und scharf hcrgcgangcn
fein soll. Das am Donnerstag dem 13. ausgcgcbenc Programm
zog den Verhandlungen eine viel engere Grenze. Da heißt cs
in der Einleitung „dcr Gcncralprcdigcrvcrcin habe die Princi-
pien unserer künftigen Kirchciwcrfassung zu besprechen." Dcr
Staat ist wcgcseamotirt, wie hier, so im ganzen Programm.
Erst am Schlüsse unter ei. 1 und 2 wird er, der arme, ver¬
gessene, den die Kirche doch nicht ganz entbehren kann, naehgc-
holt. Sein Schicksal war freilich vorauszuschen. Die eilige,
gleichsam auf dcr Flucht begriffene Versammlung ließ ihre
Nachhut im Stich, fertigte den Staat und ihr künftiges Ver¬
hältnis; zu ihm mit einer unbestimmten Phrase ab. Ob er
sich so abfertigcn läßt, davon weiter unten.

2. Aber auch diese engere Grenze war dem Gencralpredi-
gcrvercin noch viel zu weit für seine Verhandlungen. Sollte
von den Prineipicn der künftigen Kirchcnvcrfaffung die Rede
sei», so mußte vor Allem das Fundament derselben gelegt wer¬
ben, es mußte festgesetzt werden, wer zur Kirche gehört und in
ihr eine Stimme hat, welche Ucbcrzcugungen, welche Leistungen
von ihm gefordert werden, welche Rechte, welche Pflichten er
hat. ES mußte den Conflictcn der GegenwartRechnung ge¬
tragen werden und war auszusprechen, in wie weit die alten
dogmatischen und symbolischenBestimmungenu. s. f. noch an¬
erkannt werden als die Grundlagen des ganzen KirchcnbaucS,
und in wie weit nicht. Allerdings delikate, streitcrrcgcnde
Punkte, und jedenfalls nicht in einen; Tage abzumachcn. Dem
Gcneralpredigcrvcrcin lag überdies ganz Anderes auf dem
Herzen und darum machte er sogleich de» logischen Sprung in

die Mitte hinein. Warum sprach er aber dann in seinem Pro¬
gramm von Prineipicn?

3. Diese Mitte war ihm die Frage, ob noch ferner Com
sistorial- , ob Presbytcrial- und Synodal-Verfassung. Dcr
Zündstoff und die Erbitterung gegen die Fvrteristcnz dcr Con-
sistorial-Verfassung und des ConsistoriumS in seiner jetzigen
Zusammensetzungund Wirksamkeit muß sich bei einem Theile
der Herren Prediger sehr gehäuft haben, die Unzufriedenheit—
deren Grund wir uns leicht denken können— muß auch bei
diesen einen sehr hohen Grad erreicht haben, da cs in der
Debatte zu so heftigen„unsäubcrlichcn" — wie ein Redner cs
bczeichnete—Aeußcrungen kam. Hieß dcr Eine diese Verfassung
eine„ verr vttctc ", so sprach der Andere von einem „Sumpfe ",
aus dem man in einem Sprunge hinauskommcn müsse. Das
sind allerdings keine säuberlichen, und noch weniger brüderli¬
chen Redensarten. Nun gut, die Zeit ist da, wo man das
Kind bei dem rechten Namen nennet, und ich bin weit entfernt,
diese Offenheit zu tadeln. Wessen das Herz voll ist, dessen
läuft dcr Mund über. Dennoch vermißte ich auch hier ein
tieferes Eingehen in die Sache, den klaren Zusammenhang dcr
Zustände. Bis jetzt waren Staat und Kirche eins , sie flös¬
sen in einander und gingen in einander aus. Bis jetzt war
aber der Fürst dcr Inbegriff aller Machtvollkommenheit des
Staates, der durch seine Behörden, die nur ihm Rechenschaft
schuldig waren, nur von seiner goldenen Gnade und nicht von
dem Vrvde dcr Volksmcinung lebten, — herrschte und regierte.
Was wundern sich denn die Herren darüber und ereifern sich,
daß dcr Fürst auch dcr Kirche ein Herrscher und Gebieter war?
Was wundern sic sich, wenn seine  Behörde, das Consistorium,
cs gnt oder schlecht machte nach eignem Willen, und sich um
den Willen derer unter ihm nichts oder wenig kümmerte, so
lange cs nach Oben in Gunst sich wußte? Konnte cs denn
anders sein nach der Lehre von der unbeschränktenSouveräni¬
tät? Kurz und gut, die Berechtigung dcr Kirche zu einer
freien Verfassung stammt eben so von gestern her als die
Berechtigungdes Staates , denn factisch und historisch war
bis jetzt in beiden die Gewalt beim Fürsten. Ob mit
Fug und vollem Rechte? das ist eben die große Zeitfragc.
Die Kirche wird daher eben nur in dem Maße frei wer¬
den, wie dcr Staat cs wird, mehr gewiß nicht, vielleicht
noch weniger. Dann nämlich nicht, wenn, wie cs im Pro¬
gramme heißt und wie beschlossenworden ist, „die Kirche
für jetzt eine gewisse Verbindung mit dem Staate zu erhalten
sucht, sich von ihm gewisse Vergünstigungen  in Bezug
auf die Volksschulen, Heiligung des Sabbaths von Staats-
Wegen, Gcldzuschußw. ausbedingt (sic !)." Denn in die¬
sem Falle kann und wird dcr Staat seine Vergünstigungen—
wenn er überhaupt darauf cingchcn will — ebenfalls an ge¬
wisse Bedingungen und Vorbehalteknüpfen, wird ihre Be¬
schlüsse überwachen und die Sanktionirung sich Vorbehalten
u. s. w., u. s. w. Ich sage „dcr Staat ", meine aber damit kei¬
neswegs den Fürste;; allein, sondern die Totalität desselben in
ihrer künftigen Gestaltung, von dcr freilich der Gencralprcdi-
gervcrcin ganz abstrahirt hat, als wäre sie für ihn nicht da.
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Ucberhaupt merkte man es der lustigen Schwebe und den hal¬
ben Ausdrücken dieser Verhandlungen an , daß die Versamm¬
lung als eine Eintagsfliege zum Schwerpunkte des rechten
vollen Lebens nicht gelangen konnte . Jammerschade , daß es
so war , den » wer , der cs mit unserer Zeit ernst und gut
meint , wünscht nicht , aus solchen Halbheiten hcrauszukommcn?
— Doch weiter!

(Der Beschluß folgt . )

Erklärung
Ich halte mich verpflichtet , die in der allgemeinen Lehrer-

confcrcnz am 3 . Mai d. I . berathcnc Adresse ans folgenden
Gründen nachträglich zu unterzeichnen:

1) weil sie dem Bewußtsein , daß die Anstalt der Volks¬
schule unter dem bisherigen Kirchenregimcntc nicht ihre gehörige
Ausbildung erhalten könne , Ausdruck giebt;

2 ) weil die Unterzeichner der Adresse dieselbe dem „Licht
und Recht " des christlichen Bekenntnisses unterstellen ; sic sind
getauft ! Matth . 3, 12!

3 ) weil wir durch Einigkeit und Verbrüderung dazu bei¬
tragen müssen , daß die Neaction , die im Finstern schleicht,
„die uns den Namen Gottes nicht heilige » und
sein Reich nicht kommen lassen will " , durchdasWvrt
der Wahrheit hintcrtricbcn werde ; Röm . 1V, 17 . 18.

4 ) weil das Band , welches Haus , Schule und Kirche ver¬
bindet , erst dann seine natürliche Festigkeit erlangt , wenn dem
Worte des Herrn , Luc . 22 , 23 . 26 ., von allen Seiten Folge
gegeben wird.

Ich bemerke noch , daß die „ Aufforderung an Volksschul-
lchrcr " in Nr . 71 . der wöchentl . Anz . mich in die Nothwcn-
digkcit versetzt , mein Bcrhältniß zu der fraglichen Adresse öffent¬
lich zu bezeichnen . Das Nähere ist den Männern bekannt,
denen ich meine Bedenken über die Adresse kund gab und ge¬
hört nicht hierher . Ihr Urthcil hat dazu beigctragm , über die
Sache in Klarheit zu komme» ; und jetzt durfte ich mich nicht
mehr der Pflicht entziehen , sic öffentlich mit zu vertreten . Die
threnwcrthc Gesellschaft , vor welcher ich, ei» Geringer aus dem
Volke , dies Gcständniß abzulegen gcnöthigt bin , wolle es nicht
mißverstehe » , wenn ich thuc , was ich nicht lassen darf , mich
vor dem entsetzlichen Worte fürchtend , das die „ thörichten"
Schläfer zur Unzeit weckt:

„Es ist zu spät !"
Altenhuntdors . ' H . D . Rabe.

Kleine Chronik.
Oldenburgs Handclscongrcß. — Mehrere hiesige

Kaufleute hatten zur Anbahnung einer Einigung in Deutsch¬
lands Handels - und Zollverfassung auf den 22 . Juni eine
öffentliche Versammlung aller Handel - und Gewerbetreibenden

des Landes berufen , und als Programm der Berathung den
Entwurf eines Zolltarifs für ganz Deutschland  be¬
kannt gemacht . Es hatten sich etwa 76 Männer znsammenge-
sundcn , unter denen wir von Auswärtigen besonders Deputa¬
tionen aus Varel und Elsfleth , mit dem Ergebnisse dort ge¬
haltener Vorberathungcn sehr Wohl ausgerüstet , bemerkten.
Herr RathSherr Hoher als Vorsitzender leitete die Verhandlung,
welche ganz dem Programme folgte , wiewohl von mehreren
Seiten und dringend daraus hingcwiesen wurde , cs sei in dem
Programme nur das partikular Oldcnburgischc Interesse zur
Richtschnur eines für ganz Deutschland zugcschnittencn Tarifs
genommen . Eine Erörterung der Grundsätze , auf welche ein
Tarif für ganz Deutschland gebanct werden müsse , — nament¬
lich ob der Zoll (wie das Programm anzndcntcn scheint ) vor¬
zugsweise Schutzzoll sein solle , oder ob er ( in dem Sinne der
Frankfurter Commission , S . 234 d. Bl .) zuerst als aus finan¬
ziellen Rücksichten unvermeidlich , mehr als Nvthwcndigkcit bei-
znbchaltcn , als im Handels -Interesse gleichsam neu zu begrün¬
den , — ob das Prinzip der Handelsfreiheit oder das der
Differenzialzölle zu befolgen sein werde — ward abgelehnt , und
zog sich die Besprechung über die einzelnen Tarifsätze bis in
die Nacht hinein ; wobei indeß natürlich die abgewiescnen Prin«
zipfragcn immer wieder auftanchtcn , und die mangelnde Fest¬
stellung der leitenden Grundsätze sich wiederholt fühlbar machte.
Den Schluß der Verhandlung machte ei» Antrag auf besonde¬
ren Schutz des oldcnbnrgischcn Branntweinbrennerei -Gewerbes (!)
und der Hinweisung auf das Bcrhältniß der ganzen Verhand¬
lung zu dem Interesse Deutschlands , dem Oldenburg jetzt
anders gegcnübcrstche , als da vor 3 Jahren die Forderung
eines Präcipnnm die damals gepflogenen Anschlußverhandlungcn
zum Bruche brachten . Berechnungen , welche der Gewerbe -Ver¬
ein ausgestellt habe , sollen beweisen , daß eine billige Ermäßi¬
gung einiger wenigen Tarifsätze hinrcichen werde , um bei der
durch den Anschluß bedingten Veränderung dcö WaarenbczugeS
Oldenburg vor solchen Verlusten sicher zu stelle» , wie sic da¬
mals befürchtet wurden . — Hierüber werden wir ja wohl Wei¬
teres erfahren.

Die Bürg erwehr  der Stadt Oldenburg und Ostcrn-
burg hat den Major Burmester zu ihrem Chef gewählt.

Am Donnerstag Abend (22 .) waren die Offiziere der
Bürgcrwchr versammelt , uni ein Reglement für diese zu berathcn.

In Hamburg  cursircn jetzt ans den Straßen Bilder und
Flugblätter , in welchen „ der Heldenmuts ) der tapfer, , Olden¬
burger " dargcstellt wird.

Kirchennachxicht.
Frühpredigt : Herr Hospred . Wallroth . Ans . 8 Uhr.
Hauptprcdigt : Herr Pastor Greverus . „ !) '/ , „
Nachm .-Prcd . : Herr Candidat Ramsaucr . „ 3

Redactcur : I . Bartclmann. Vertag und Schncllprcffendruck von Gerhard Stalling in Oldenburg.
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Die bisherige Thätigkeit der National-
Versammlung.

Wer au einem Werke zu arbeiten berufen ist, von
welchem viel gehofft, gefordert, erwartet wird, der ist
sich selbst schuldig zu prüfen, ob bisher billigen Er¬
wartungen entsprochen ist. Einem Mitgliede der Na¬
tional- Versammlung ist aber durch die Urtheile,
welche täglich öffentlich laut werden, eine solche Selbst¬
prüfung ganz besondersnahe gelegt. Ein Monat ist
mit heute verflossen, seit sich die Versammlungwirk¬
lich constituirt hat. Eilt prüfenderBlick in das innere
Getriebe des großen Körpers zeigt gewiß nicht Lässig¬
keit. In den Ausschüssenarbeiten ungefähr 130
Männer. Diese haben neben den 1 öffentlichen Sitzun¬
gen, die durchschnittlich wöchentlich gehalten werden
und von 9 bis 2, 3 Uhr dauern, gewöhnlichAus¬
schußberathungenvon 5 Uhr bis an den späten Abend,
bis tief in die Nacht Besprechungenmit gleichgesinn¬
ten Freunden und in den frühen Morgenstunden
schriftliche Arbeiten und Kenntnißnahme von den Mit¬
theilungen aller Art, die täglich Zuströmen. Wird
es den, nicht in Commissionen arbeitenden Mitglieder
auch nicht ganz so schwer, so haben doch diese um
so mehr die Verpflichtung, den lebendigstenGedan¬
kenaustausch, auch außerhalbder Versammlungen, zu
unterhalten, als nur so zu erwarten ist, daß unter
den staatlichund durch mannigfaltigeInteressenGe¬
schiedenen die erforderliche Annäherungund dauernde
Verbindung geschaffen werde. Und jedenfalls können

doch diese, ohne jene 130 präsumtivTüchtigsten, keine
selbstständigen beschlußfähigenVersammlungenhalten.
Den Schreiern, die nur das Aeußere sehen, ist es
aber genug, daß Tage ausfallen, in denen keine öffent¬
lichen Sitzungen gehalten werden, um daraus den
Vorwurf zu bilden: Ihr arbeitet nicht genug.

„Aber es genügt nicht die Thätigkeit, es muß
auch etwas gefördert werden." Richtig. Ueberblicken
wir in Kürze die Ergebnisse dessen, was in den bis¬
her abgchaltcncn siebenzehnSitzungengeschehen ist, so
finden wir zunächst, daß 1) die geschäftlichen
Vorarbeiten  glücklichbeendet, oder doch so geord¬
net sind, daß sie ohne die Hauptarbeiten zu stören
ihrem Ende zugeführt werden. Die definitiveGe¬
schäfts  or dnu n g ist ausgearbeitet und angenommen.
Die Legitimationen  sind größtentheils erledigt.
Die Wahlen des Präsidiums und des Se¬
kretariats  sind wiederholt und zwar im Wesent¬
lichen zur Zufriedenheitaller Parteien bewirkt. Eine
Redaktionskommission  besorgt den Druck der
stenographischen Berichte mit einer so musterhaften
Treue und Pünktlichkeit, daß man mittelstderselben
in allen Gauen Deutschlandsden Verhandlungenin
der Paulskirchebesser folgen kann, als auf einem
nicht ganz günstigen Platze im Innern derselben.
Ein doppelterAusschußvon 30 Personen prüft auf
das sorgfältigste säm mtlich e Anträge und Ein¬
gaben *), ordnet dieselben nach Maßgabe ihrer Dring-

*) Die Ziffer derselbenist bereits in das achte Hun¬
dert  eingetretcn.
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